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Änderungsantrag zu PB.Z-01

Von Zeile 219 bis 236:
Jüdisches Leben in seiner Vielfalt und seiner Selbstentfaltung in Deutschland werden wir

konsequent fördern und sichtbar machen. Wir unterstützen Projekte und Initiativen, die 

jüdisches sowohl jüdisch-säkulares als auch jüdisch-religiöses Leben, jüdische Kultur und 

jüdische Bildung stärken. Das jüdische Leben in Deutschland ist pluralistisch über die religiösen

Denominationen hinaus. Deshalb ist es wichtig, vielfältige jüdische Projekte zu fördern. Wir

wollen politischeeine wissenschaftliche Institutionalisierung politischer und kultureller

Bildungsangebote für alle Bürger*innen zugänglich machenerreichen, um Wissen über das

jüdische Leben allgemein sowie Kontakte und Erfahrungen mit jüdischen Menschen und

Einrichtungen in Deutschland zu vermitteln, auch über schulische und universitäre Curricula. 

Dafür müssen sich jüdischeJüdische Menschen in Deutschland müssen sich sicher fühlen

können. Die Sicherheit von Jüdinnen und Juden und dender Schutz jüdischer Einrichtungen und

Gemeinden müssen wirmuss umfassend gewährleistengewährleistet werden. Es bedarf einer

koordinierten Zusammenarbeit der Landesbeauftragten für Antisemitismusbekämpfung mit

der*dem Beauftragten der Bundesregierung für jüdisches Leben in Deutschland und den Kampf

gegen Antisemitismus. Antisemitische Anschläge in der Gegenwart, allen voran der Anschlag 

von Halle im Jahr 2019, erinnern uns daran, wie stark der Antisemitismus noch immerweiterhin

die Unwissenheit über die Realität jüdischen Lebens als auch Judenfeindlichkeit und Judenhass

in Deutschland verbreitet istsind. Es ist unsere gemeinsame Verantwortung, Antisemitismus, -

auch im Alltäglichen,Alltag - mit aller Entschlossenheit entgegenzutreten. Dafür braucht es

bessere Analysekapazitäten und eine entschlossene Ahndung und Dokumentation

antisemitischer Vorfälle. Antisemitische Narrative und verschwörungsideologische Erzählungen

– auch im Zusammenhang mit Demonstrationen gegen Corona-Maßnahmenvon

Pandemieleugner*innen – müssen entlarvt werden. Präventionsmaßnahmenan

unterschiedlichsten Orten präventiv adressiert werden, dafür bedarf es konkreter

Sensibilisierungsprojekte in Vereinen und sensibilisierende Aus-zivilgesellschaftlichen

Organisationen. Verpflichtende Fortbildungen und Fortbildungen, allen voran derSchulungen von

Mitarbeiter*innen von Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie der Gerichte, wollen wir

gezielt ausbauen, Länderinitiativen sollen auf Bundesebene koordiniert und gefördert werden. 

Antisemitismus soll auch abseits des GeschichtsunterrichtsInsbesondere bedarf es

verpflichtender Schulungen zu jüdischer Praxis für Polizist*innen und Objektschützer*innen, die

für den Schutz von Gottesdiensten und jüdischen Einrichtungen zuständig sind. Wir haben am

Beispiel der Synagoge in Halle gesehen, dass die technischen Schutzvorrichtungen für jüdische

Einrichtungen erhöht und regelmäßig qualitätsgesichert werden müssen, um tätlichen Angriffen

standhalten zu können. Dafür muss eine Bundesleitstelle für die Evaluation und Verbesserung

der Sicherheitsmaßnahmen an jüdischen Einrichtungen eingerichtet werden. Das

Bundesinnenministerium muss in Zusammenarbeit mit den Lehrplänen

verankertInnenministerien der Länder Leitlinien für einen effektiven Schutz jüdischer

Einrichtungen entwickeln. Dabei müssen die jüdischen Gemeinden einbezogen werden. Wir

wollen die soziale Absicherung der älteren jüdischen Generation in Deutschland stärken, meist

Holocaustüberlebende und ihre Nachkommen, insbesondere diejenigen, die nach der Schoa –
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wie die meisten Jüdinnen und Juden – aus Osteuropa und den Staaten der ehemaligen

Sowjetunion nach Deutschland eingewandert sind. Trotz langer Erwerbszeiten leben

insbesondere Jüdinnen und Juden aus der ehemaligen Sowjetunion seit ihrer Ankunft in

Deutschland an der Armutsgrenze. Wir setzen uns ein für die Renten-Gleichstellung jüdischer

"Kontigentgeflüchteter" mit eingewanderten Deutschen aus den Staaten der ehemaligen

Sowjetunion.
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